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Dr. habil. Eugenia Kurzynsky-Singer, Hamburg

Schadensersatz aufgrund eines Prozessbetrugs
nach russischem Recht

Unterliegt eine Partei in einem Rechtsstreit, weil die
gegnerische Partei einen Prozessbetrug begangen
hat, dr�ngt sich die Frage auf, unter welchen Voraus-
setzungen sie den ihr entstandenen Schaden in einem
weiteren Prozess geltend machen kann. Der vorlie-
gende Aufsatz geht dieser Frage aus der Sicht des
russischen Rechts nach. Wurde der Prozessbetrug
vor einem russischen Gericht begangen, kann der
Prozess um den daraus resultierenden Schadenser-
satzanspruch m�glicherweise vor einem deutschen
Gericht stattfinden, z.B. wenn die internationale Zu-
st�ndigkeit deutscher Gerichte sich aus dem allge-
meinen Gerichtsstand des Beklagten ergibt. Das rus-
sische Recht w�re gem. Art. 40 Abs. 1 Satz 1
EGBGB anwendbar. Einen aktuellen Anlass zu
nachfolgenden �berlegungen gibt eine k�rzlich er-
gangene Entscheidung des Obersten Gerichts Russi-
scher F�deration, in der ein Schadensersatzanspruch
aufgrund eines vorangegangenen Prozessbetrugs be-
jaht wurde.

I. Einleitung

Dem Obersten Gericht Russischer F�deration lag zur Ent-
scheidung folgender Fall vor:1

Die Kl�gerin, eine GmbH russischen Rechts, erwarb aufgrund
eines Kaufvertrags ein Geb�ude, das sie vermietete. Danach
erstritt die Beklagte, die Stadt Moskau, vertreten durch das Ver-
m�gensdepartment, ein Urteil, in dem ihr Eigentum an diesem
Geb�ude festgestellt wurde. Durch Vollstreckungsmaßnahmen
wurde der Kl�gerin und demMieter das Besitz amGeb�ude ent-
zogen. Wenig sp�ter wurde das Verfahren wiederaufgenommen.
In diesem zweiten Prozess wurde die Eigentumsfeststellung zu-
gunsten der Stadt Moskau aufgehoben und ihre urspr�ngliche
Klage rechtskr�ftig abgewiesen. Es wurde festgestellt, dass Mit-
arbeiter des Verm�gensdepartments im Erstprozess gef�lschte
Urkunden vorgelegt hatten, die die Grundlage f�r die Eigen-
tumsfeststellung bildeten. In dem zu entscheidenden Fall mach-
te die Kl�gerin nunmehr Schadensersatzanspr�che geltend, die
daraus resultierten, dass ihr infolge des Besitzverlustes am Ge-
b�udeMieteinnahmen entgangen sind.

Die Kl�gerin obsiegte in der ersten Instanz. In der zweiten
Instanz wurde dieses Urteil aufgehoben und die Klage wur-
de abgewiesen. Das Oberste Gericht hat die Entscheidung
der zweiten Instanz aufgehoben und das Urteil der ersten In-
stanz wiederhergestellt. Es st�tzte seine Entscheidung auf
Art. 1064 ZGB RF i.V.m. Art. 1068 Teil 1 ZGB RF.

Gem. Art. 1064 Punkt 1 ZGB RF ist ein Schaden, der der
Person oder dem Verm�gen einer Privatperson oder dem
Verm�gen einer juristischen Person zugef�gt wurde, im vol-
len Umfang durch die Person, die diesen Schaden zugef�gt
hat, zu ersetzen. Gem. Punkt 2 dieser Vorschrift wird der
Sch�diger von der Verantwortlichkeit befreit, wenn er nach-
weisen kann, dass er schuldlos gehandelt hat. Im Punkt 3
wird weiterhin festgelegt, dass ein Schaden, der durch recht-
m�ßige Handlungen entsteht, in den gesetzlich vorgeschrie-
benen F�llen zu ersetzen ist. Gem. Art. 1068 Punkt 1 ZGB

RF hat eine juristische Person oder ein B�rger den Schaden
zu ersetzen, den ihre bzw. seine Mitarbeiter bei der Ausf�h-
rung ihrer Arbeits-, Dienst- oder Amtsaufgaben verursa-
chen.

Aus demWortlaut dieser Vorschriften ergeben sich folgende
Voraussetzungen der deliktischen Haftung: eine rechtswidri-
ge Handlung des Sch�digers,2Verursachung eines Schadens,
die Kausalit�t zwischen dem Schaden und der rechtswidri-
gen Handlung sowie die Schuld des Sch�digers bzw. die Zu-
rechnung des Handelns anderer Personen.3

Die Pr�fung durch das Oberste Gericht beschr�nkte sich auf
diese Voraussetzungen, womit Weichen f�r eine weite Aus-
legung des Art. 1064 ZGB RF gestellt werden. Die Ausf�h-
rungen des Obersten Gerichts sind allerdings �ußerst knapp.
Es f�hrte lediglich aus, dass das Urteil aus dem vorangegan-
genen Prozess infolge von Handlungen von ordnungsgem�ß
bevollm�chtigten Mitarbeitern des Verm�gensdepartments
erstritten wurde, was infolge seiner Vollstreckung zum
Schaden auf Seiten des Kl�gers f�hrte. Das Urteil ist Anlass,
die Voraussetzungen der Haftung aus Art. 1064 ZGB RF in
der Situation eines Prozessbetrugs n�her zu erl�utern.

II. Rechtswidrige Handlung

Ein Schadensersatzanspruch setzt zun�chst eine rechtswid-
rige Handlung voraus. Die Rechtswidrigkeit der f�r den
Schaden kausalen Handlung wird vermutet;4 es obliegt so-
mit dem Sch�diger, die Rechtm�ßigkeit der Handlung zu be-
weisen.

St�tzt der Kl�ger seinen Schadensersatzanspruch auf den
Vorwurf eines durch die Gegenseite begangenen Prozessbe-
trugs, so liegt eine rechtswidrige Handlung jedenfalls dann
unproblematisch vor, wenn das Verhalten der Gegenseite im
Vorprozess eine strafbare Handlung darstellt.

Gem. Art. 159 StGB RF ist die Entwendung von Verm�-
gensgegenst�nden oder der Erwerb von Rechten am fremden
Verm�gen durch T�uschung oder Ausnutzung eines Vertrau-
enstatbestands als Betrug strafbar. Die Anwendbarkeit die-
ser Vorschrift auf Verhalten in einem Gerichtsverfahren er-
gibt sich aus dem Plenumsbeschluss des Obersten Gerichts.5

Gem. Punkt 2 des Beschlusses kann die T�uschung in der
bewussten Mitteilung von falschen, der Wirklichkeit nicht
entsprechenden Informationen bzw. Angaben bestehen, un-
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1 Vom 13. 12. 2018, Az. 305–S18–14652.
2 Im Umkehrschluss zu der Vorschrift des Art. 1064 Punkt 3 ZGB RF ist

die Rechtswidrigkeit immer dann erforderlich, wenn nicht explizit die
Haftung f�r Sch�den infolge eines rechtm�ßigen Verhaltens angeordnet
ist.

3 Suchanov, Graždanskoe pravo [Zivilrecht], Band IV, 3. Aufl. 2006,
S. 628; Entscheidung des Verfassungsgerichts RF vom 7. 4. 2015
Nr. 7–P „In der Sache zur �berpr�fung der Verfassungsm�ßigkeit des
Art. 1064, Teile 1 und 2 ZGB RF und des Art. 166 Lit. a StGB RF im
Zusammenhang mit der Beschwerde des B�rgers V.V. Krjažev“.

4 Suchanov (Fn. 3), S. 629.
5 Beschluss des Plenums des Obersten Gerichts der RF vom 30. 11. 2017,

Nr. 48 „�ber die gerichtliche Praxis in Sachen �ber Betrug, Unterschla-
gung und Untreue“.
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ter anderem durch Nutzung von t�uschenden Mitteln bei der
Abrechnung von Waren oder Dienstleistungen. Die Infor-
mationen bzw. Angaben k�nnen beliebige Umst�nde betref-
fen. In Punkt 6 wird ausdr�cklich der sog. Dreiecksbetrug
angesprochen. Demnach ist die Tat vollendet unter anderem
ab dem Zeitpunkt, an dem „die Entscheidung des zust�ndi-
gen Organs (…) in Kraft tritt“.

Die zivilrechtliche deliktische Haftung gem. Art. 1064 ZGB
RF beschr�nkt sich allerdings keinesfalls auf eine Haftung
f�r strafbares Verhalten. Es ist m�glich, dass ein Schadens-
ersatzanspruch entsteht, obwohl das Verhalten des Sch�di-
gers nicht strafbar ist. So bejahte z.B. das F�derale Wirt-
schaftsgericht des Uraler Bezirks die Haftung eines Unter-
nehmens infolge eines Brandes, da dessen Mitarbeiter Feu-
erschutzmaßnahmen nicht ausreichend beachtet hatten, ob-
wohl das strafrechtliche Ermittlungsverfahren gegen diese
Mitarbeiter eingestellt wurde.6 Eine strafrechtliche Verurtei-
lung ist damit f�r die Entstehung des deliktischen Schadens-
ersatzanspruch gem. Art. 1064 ZGB RF irrelevant. Anzu-
merken ist allerdings, dass ein entsprechendes Strafurteil die
Beweislage im zivilrechtlichen Verfahren insofern beein-
flussen w�rde, als der Beweis dar�ber, dass die jeweilige
Handlung stattgefunden hat, gem. Art. 69 Punkt 4 Wirt-
schaftsprozessordnung entbehrlich w�re.

Soweit das sch�digende Verhalten nicht strafbar ist, bleibt
zu �berlegen, nach welchen Kriterien die Rechtswidrigkeit
des Handelns i.S.v. Art. 1064 ZGB RF im Rahmen eines
kontradiktorischen zivilrechtlichen Verfahrens zu beurteilen
ist. Die vorliegende Entscheidung des Obersten Gerichts
gibt hierzu wenig Auskunft, da dort die Voraussetzungen der
deliktischen Haftung nicht abstrakt formuliert werden, son-
dern lediglich festgestellt wird, dass das durch die Mitarbei-
ter des Departments vorgelegte Dokument gef�lscht war.

Demnach m�sste jedenfalls das Vorlegen von Urkunden, in
denen die Unterschriften und die Firmenstempel nicht von
Personen und Firmen stammten, die als Urheber der Unter-
schriften bzw. der Stempel aufgef�hrt waren, ein rechtswid-
riges Verhalten im Sinne von Art. 1064 ZGB RF begr�n-
den.7

Zu beachten ist weiterhin die Entscheidung des Orenburger
Gebietsgerichts.8 Das Gericht hat das Einreichen von au-
thentischen, wenn auch inhaltlich falschen Unterlagen, die
die Grundlage einer beh�rdlichen Entscheidung bildeten,
als eine den Schadensersatzanspruch begr�ndende Hand-
lung im Rahmen des Art. 1064 ZGB RF angesehen. In die-
sem Fall erwirkte die Beklagte eine staatliche Beihilfe durch
Vorlage von Vertragsurkunden, wobei sie und der Vertrags-
partner die tats�chliche Durchf�hrung der dokumentierten
Vertr�ge nicht beabsichtigten. Das Gericht sah Art. 1064
ZGB RF als einschl�gig an und verurteilte die Beklagte zur
Schadensersatzzahlung.

Welches Verhalten im vorangegangenen Prozess dar�ber hi-
naus als eine rechtswidrige Handlung i.S.v. Art. 1064 ZGB
RF angesehen werden kann, ist der russischen Rechtspre-
chung im gegenw�rtigen Zeitpunkt nicht zu entnehmen und
m�sste im Einzelfall anhand von Grunds�tzen des russi-
schen Zivil- und Zivilprozessrechts bestimmt werden. Eine
besondere Bedeutung w�rde dabei wohl dem Prinzip des
redlichen Verhaltens (auf Russisch: princip dobrosovestno-
sti, Art. 1 Abs. 3 ZGB RF9) zukommen, welches nach eini-
gen Stellungnahmen in der Literatur auch f�r den Wirt-
schafts- und Zivilprozess gilt.10

III. Schaden

1. Ersetzbarkeit eines „reinen Verm�gensschadens“

Ein Schadensersatzanspruch aus Art. 1064 ZGB RF setzt
weiterhin einen Schaden voraus. Das Verm�gen der Partei,
die im Vorprozess unterlag, ist infolge der Verurteilung of-
fensichtlich gemindert worden. Es ist allerdings nicht selbst-
verst�ndlich, dass ein ersatzf�higer Schaden i.S.v. Art. 1064
ZGB RF auch dann vorliegt, wenn es sich um einen reinen
Verm�gensschaden handelt. Die Entscheidung des Obersten
Gerichts gibt hierzu keine Orientierungshilfe, da aufgrund
der Verurteilung im vorangegangenen Verfahren der Besitz
der Kl�gerin durch die Vollstreckungsmaßnahmen entzogen
wurde, so dass der Schaden auf einer Eigentumsverletzung
beruht. Ein reiner Verm�gensschaden w�rde dagegen bei ei-
ner Verurteilung zu einer Zahlung vorliegen. Die Frage, ob
ein reiner Verm�gensschaden im Rahmen des Art. 1064
ZGB RF ersetzbar ist, orientiert sich allerdings an den Vor-
schriften des deutschen Rechts, n�mlich an § 823 Abs. 1
BGB. Diese Vorschrift verlangt bekannterweise die Verlet-
zung eines absolut gesch�tzten Rechts als Voraussetzung
des Schadensersatzanspruchs.

In Bezug auf das russische Recht ist zun�chst festzustellen,
dass Art. 1064 ZGB RF bereits ausdr�cklich den Schutz des
Verm�gens (auf Russisch: imuščestvo) anordnet. Ein Ver-
m�gensschaden wird dabei als Minderung des Verm�gens
oder seines Wertes definiert.11 Eine Begrenzung auf Sch�-
den, die aus der Verletzung von absolut gesch�tzten Rechten
resultieren, kann dem Wortlaut nicht entnommen werden.
Eine Auffassung, die die Schadensersatzpflicht bei reinen
Verm�genssch�den ausschließen w�rde, k�nnte nur durch
eine teleologische Reduktion von Art. 1064 ZGB RF er-
reicht werden. Eine Grundlage hierf�r ist aber nicht ersicht-
lich.

Zun�chst ist zu beachten, dass sich im russischen Recht bis
jetzt keine scharfe Trennung zwischen dem Eigentum und
dem Verm�gen, so wie sie im deutschen Recht besteht, ein-
deutig durchgesetzt hat.12 Anders als das BGB enth�lt das
ZGB RF z.B. keinen ausdr�cklichen Hinweis darauf, dass
das Eigentum lediglich an Sachen, d.h. k�rperlichen Gegen-
st�nden bestehen kann. Vielmehr spricht das ZGB RF in
Fortsetzung der Tradition des vorrevolution�ren und des
sowjetischen Rechts vom Eigentum am „imuščestvo“, was
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6 Entscheidung des F�deralen Wirtschaftsgerichts des Uraler Bezirks
vom 17. 10. 2006, Az. F09–9220/06–S4.

7 Siehe dazu z.B. die Entscheidung des Wirtschaftsgerichts des Moskauer
Bezirks vom 21. 6. 2017, Az. F05–7834/17 in der Sache
Nr. A40–168100/2016. Ebenso die Vorinstanz in derselben Sache: Ent-
scheidung des neunten Wirtschaftsappelationsgerichts vom 21. 2. 2017,
Az. 09AP-4386/17. In diesem Fall wurden gef�lschte Unterlagen vorge-
legt, welche die Lieferung der Ware belegen sollten, die in Wirklichkeit
aber verschollen war.

8 Vom 14. 7. 2010 in der Sache Nr. 33–3668/10 (zitiert nach der Daten-
bank Garant).

9 Graždanskij Kodeks Rossijskoj Federacii [Zivilgesetzbuch der Russi-
schen F�deration], Teil 1, F�derales Gesetz Nr. 51–FZ vom 21. 10.
1994.

10 Tumanova/ðriašvili, Arbitražnyj process [Wirtschaftsprozess], 2015,
S. 93; Vlasov, Graždanskij process [Zivilprozess], 2015, S. 84. Anzu-
merken ist, dass in beiden Literaturquellen keine Definition des Prinzips
des redlichen Verhaltens gegeben wird. Das Wirtschaftsprozessrecht re-
gelt das Verfahren vor staatlichenWirtschaftsgerichten, in deren Zust�n-
digkeit zivilrechtliche Streitigkeiten im Bereich der unternehmerischen
und wirtschaftlichen T�tigkeit fallen (Art. 28 Wirtschaftsprozessord-
nung).

11 Suchanov, Rossijskoe graždanskoe pravo. Učebnik v dvuch tomach [Das
russische Zivilrecht. Lehrbuch in zwei B�nden], Band II, 2010, S. 1082.

12 Siehe ausf�hrlich Kurzynsky-Singer, Transformation der russischen Ei-
gentumsordnung, 2019, S. 258 ff. m.w.N.
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in einer w�rtlichen �bersetzung so viel wie „Verm�gen“
oder „Verm�gensgegenst�nde“ heißt. So lautet Art. 209
Punkt 1 ZGB RF, welcher den Abschnitt „Eigentumsrecht
und andere dingliche Rechte“ einleitet, in w�rtlicher �ber-
setzung:

„Dem Eigent�mer geh�ren die Rechte, seine Verm�gensgegen-
st�nde zu besitzen, zu nutzen und �ber sie zu verf�gen.“

Ferner lautet Art. 301 ZGB RF, welches die Vindikation re-
gelt:

„Der Eigent�mer ist berechtigt, seine Verm�gensgegenst�nde
aus einem fremden unrechtm�ßigen Besitz heraus zu verlan-
gen.“

Angesichts dieser konzeptionellen Lage in der russischen
Gesetzgebung erscheint eine Unterscheidung zwischen rei-
nen Verm�genssch�den und Sch�den, die aufgrund einer
Verletzung eines absolut gesch�tzten Rechts entstehen, f�r
das russische Recht in seinem aktuellen Entwicklungssta-
dium bereits nicht durchf�hrbar. Auch wenn das Problem ei-
nes „reinen Verm�gensschadens“ in der russischen Literatur
diskutiert wird, so geschieht das bislang am Beispiel von
ausl�ndischen Rechtsordnungen.13 Eine wie auch immer er-
folgte Verankerung dieses Gedankenanstoßes in der russi-
schen Rechtswirklichkeit ist im gegenw�rtigen Zeitpunkt
�berhaupt nicht ersichtlich. So konnten in der russischen
Rechtsprechung keine Entscheidungen gefunden werden, in
denen der Schadensersatz deswegen verweigert wurde, weil
es sich um einen reinen Verm�gensschaden handelte.14Auch
in der rechtswissenschaftlichen Literatur wird eine teleolo-
gische Reduktion f�r das russische Recht de lege lata, soweit
ersichtlich, nicht vertreten.

Mithin findet im russischen Recht eine teleologische Reduk-
tion des Schadensbegriffs im Rahmen des Art. 1064 ZGB
RF nicht statt mit der Folge, dass auch reine Verm�gens-
sch�den von Art. 1064 ZGB RF erfasst sind.

2. Schaden im konkreten Fall

a) Verm�gensschaden durch die Entscheidung
im vorangegangenen Prozess

Der Schadensersatzanspruch gem. Art. 1064 ZGB RF ist
weiterhin nur dann begr�ndet, wenn infolge der Entschei-
dung im vorangegangenen Prozess ein Verm�gensschaden
tats�chlich entstanden ist. Als Schaden i.S.v. Art. 1064
Punkt 1 ZGB RF ist grunds�tzlich jede Verringerung des ge-
setzlich gesch�tzten materiellen oder nicht materiellen Gu-
tes anzusehen.15

Damit w�re ein Schaden dann zu verneinen, wenn das Urteil
im vorangegangenen Prozess rechtm�ßig gewesen w�re. So
w�rde eine rechtm�ßige Verurteilung zur Zahlung keinen
Schaden verursachen, denn damit w�re nur der bestehende
Anspruch des Kl�gers im Vorprozess tituliert worden. Die
Verm�gensminderung w�re bereits aufgrund des Bestehens
eines durchsetzbaren Anspruchs eingetreten. Soweit der An-
spruch in einem geringeren Umfang besteht als er tituliert
wurde, w�re er ebenfalls schadensmindernd zu ber�cksichti-
gen. Anzumerken ist, dass mit der Pr�fung dieser Vorausset-
zung keinesfalls eine Revision des Urteils im vorangegange-
nen Prozess erreicht werden soll. Die Schadensersatzpflicht
der Partei, der ein Prozessbetrug vorgeworfen werden kann,
beruht n�mlich nicht auf der Unrichtigkeit des Urteils an
sich, sondern auf einer rechtswidrigen Beeinflussung des
Ergebnisses des Verfahrens. Die Unrichtigkeit des Urteils
im vorangegangenen Prozess ist insofern nur soweit von Re-

levanz, als sie auf dieser rechtswidrigen Beeinflussung be-
ruht, denn andernfalls w�re die Kausalit�t des durch die Ver-
urteilung entstandenen Schadens zu verneinen.

b) Rechtm�ßiges Alternativverhalten

Zu �berlegen ist weiterhin, wie die Situation zu beurteilen
ist, in der die Partei, der ein Prozessbetrug zu Lasten gelegt
wird, auf der Grundlage des wahren Sachverhalts einen An-
spruch gegen die andere Partei h�tte geltend machen k�n-
nen. M�glich ist eine solche Situation z.B. im Falle einer
K�ndigung eines Werkvertrags vor der Abnahme des Wer-
kes. Der Unternehmer hat gegen den Besteller gem. Art. 717
ZGB RF einen Anspruch auf Verg�tung der bereits geleiste-
ten Werkleistung sowie einen Anspruch auf den Ersatz des
durch die Vertragsbeendigung entstandenen Schadens. In
diesem Zusammenhang ist die Situation denkbar, dass ein
Unternehmer nicht erbrachte Leistungen abrechnet und die-
sen nicht existierenden Anspruch auf Verg�tung gerichtlich
durchsetzt, anstatt den ihm zustehenden Anspruch auf Scha-
densersatz geltend zu machen. Zu �berlegen ist insofern, ob
der in Wirklichkeit bestehende, aber nicht geltend gemachte
Anspruch schadensmindernd zu ber�cksichtigen w�re. Da-
bei ist zu beachten, dass eine solche Minderung des Scha-
dens nur mit dem Rechtsgedanken eines rechtm�ßigen Al-
ternativverhaltens begr�ndet werden k�nnte. Dieser Gedan-
ke geh�rt allerdings, soweit ersichtlich, zumindest im gegen-
w�rtigen Zeitpunkt nicht zum Bestand der russischen Dog-
matik.16

IV. Kausalit�t zwischen der Handlung des
Sch�digers und dem Eintritt des Schadens

Die Kausalit�t zwischen der Handlung des Sch�digers und
dem Schaden ist im Fall eines Prozessbetrugs insofern nicht
offensichtlich, als der Schaden auf einer Entscheidung des
Gerichts beruht. Die Handlung des Sch�digers ist mithin nur
mittelbar f�r den entstandenen Schaden maßgeblich.

Bei der Auslegung des Kausalit�tserfordernisses ist aller-
dings eine Entscheidung des russischen Verfassungsgerichts
aus dem Jahr 201517 zu beachten. Dieser ist zu entnehmen,
dass aus der Sicht des russischen Rechts eine mittelbare
Schadensverursachung zur Begr�ndung eines deliktischen
Schadensersatzanspruchs ausreichend sein kann. Den Ge-
genstand des Verfahrens bildete ein zivilrechtlicher Fall. Der
Beschwerdef�hrer klagte auf Schadensersatz infolge des
Verlustes seines Pkws. Der Beklagte wurde durch ein Straf-
gericht als T�ter einer Gebrauchsanmaßung in Bezug auf
diesen Pkw verurteilt. Der darauf folgende Diebstahl des
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13 Tuktarov, in: Rožkova (Hrsg.), Ubytki i ich vozmeščenie [Sch�den und
ihr Ersatz], 2006, S. 138 ff., 167.

14 Suche mit der Kombination der Suchbegriffe „reiner Verm�gensscha-
den“ und „Art. 1064“ bei der Datenbank Garant.

15 Krašennikov (Hrsg.), Postatejnyj kommentarij. Graždanskij kodeks Ros-
sijskoj Federacii, čast

,

2 [Artikelweise Kommentierung. Zivilgesetzbuch
der Russischen F�deration, Teil 2], 2011, Art. 1064, S. 416; �hnlich
z.B.: Sergeev, Kommentarij k Graždanskomu kodeksu Rossijskoj Fede-
racii [Kommentar zum Zivilgesetzbuch der Russischen F�deration],
2017, S. 872; Ševčenko, in: Sergeev (Hrsg.), Graždanskoe pravo. Učeb-
nik [Zivilrecht. Lehrbuch], 2011, S. 23.

16 Jedenfalls konnten in den Standardlehrb�chern und Kommentaren keine
Erw�hnung dieses Gedankens aufgefunden werden. Ebenso unergiebig
blieb die Suche nach einschl�giger Rechtsprechung in der Datenbank
Garant.

17 Entscheidung des Verfassungsgerichts RF vom 7. 4. 2015, Nr. 7–P „In
der Sache zur �berpr�fung der Verfassungsm�ßigkeit des Art. 1064,
Teile 1 und 2 ZGB RF und des Art. 166, Lit. a StGB RF im Zusammen-
hang mit der Beschwerde des B�rgers V.V. Krjažev“.
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Pkws wurde durch eine nicht identifizierte dritte Person be-
gangen. Die mit der Sache urspr�nglich befassten Gerichte
wiesen die Klage deshalb ab, weil die aus dem Diebstahl
entstandenen Sch�den geltend gemacht wurden. Begr�ndet
wurde dies damit, dass der Diebstahl eine selbstst�ndige
Straftat darstellte. Das Verfassungsgericht urteilte dar�ber,
wie die verfassungsm�ßige Pflicht des Staates, f�r einen an-
gemessenen Schutz f�r die Opfer der Straftaten zu sorgen,
die Auslegung der zivilrechtlichen Vorschriften in dem vor-
liegenden Fall beeinflusst. Es f�hrte aus, dass der T�ter der
Gebrauchsanmaßung durch seine Handlung die Gefahr f�r
weitere Straftaten begr�ndete, indem er das Auto dem Herr-
schaftsbereich und damit der Kontrolle des Eigent�mers ent-
zog. Damit habe er die Verantwortung f�r das weitere
Schicksal dieses Gegenstandes �bernommen.

F�r die Fallkonstellation eines Prozessbetrugs kann unter
Ber�cksichtigung dieser Entscheidung argumentiert wer-
den, dass mit der Irref�hrung des Gerichts (z.B. durch die
Vorlage von gef�lschten Dokumenten, Zeugenbeeinflussung
etc.) die Gegenpartei des Vorprozesses die Verantwortung
f�r die weitere Verwendung dieser Beweismittel und f�r den
dadurch entstandenen Schaden �bernommen hat.

Nichts anderes ergibt sich schließlich auch aus der oben an-
gef�hrten Entscheidung des Obersten Gerichts sowie der be-
reits zitierten Entscheidung des Orenburger Gebietsge-
richts.18 In beiden Entscheidungen wurden zur Kausalit�t
keine Ausf�hrungen gemacht, woraus zu schließen ist, dass
ihr Vorliegen nicht angezweifelt wurde.

V. Verschulden und Zurechnung des Verhaltens
der Mitarbeiter

Schließlich ist das Verschulden des Schadensverursachers
erforderlich.

In der Rechtsprechung wird �berwiegend davon ausgegan-
gen, dass der Gesch�digte lediglich die rechtswidrige Hand-
lung des Sch�digers, die Kausalit�t und den Schadenseintritt
beweisen muss.19 Das Verschulden wird von seiner Beweis-
last nicht umfasst; es ist folglich die Sache des Sch�digers
einen Entlastungsbeweis zu f�hren. Dieses Ergebnis l�sst
sich auf die Formulierung des Art. 1064 Abs. 2 ZGB RF
st�tzen. Eine durch die Besonderheiten des Einzelfalls ein-
getretene Beweislastumkehr kann im Einzelfall dennoch ge-
rechtfertigt sein, wie eine Entscheidung des F�deralen Wirt-
schaftsgerichts des Nordkaukasischen Bezirks zeigt. In die-
sem Fall20 klagte eine Gemeinde gegen einen LKW-Fahrer,
der die Straße unter Missachtung des zul�ssigen H�chstge-
wichts befuhr. Allerdings war die Gewichtsbeschr�nkung
nicht �ber Verkehrszeichen bekanntgegeben, sondern �ber
eine Meldung in einer Lokalzeitung. Das Gericht sah es als
maßgeblich an, dass die Gemeinde die Kenntnis des Fahrers
von der Beschr�nkung nicht nachweisen konnte, und hat die
Klage abgewiesen. Solche Besonderheiten w�ren bei einem
Prozessbetrug aber kaum denkbar.

Juristische Personen sind ebenfalls verschuldensf�hig, wo-
bei ihnen das Verschulden ihrer Mitarbeiter zugerechnet
wird. Gem. Art. 1068 Punkt 1 ZGB RF hat eine juristische
Person oder ein B�rger den Schaden zu ersetzen, den ihre
bzw. seine Mitarbeiter bei der Ausf�hrung ihrer Arbeits-,
Dienst- oder Amtsaufgaben verursachen. Der Begriff „Mit-
arbeiter“ wird durch die Rechtsprechung, soweit ersichtlich,
relativ weit verstanden. Das Oberste Gericht hat diese Vor-
schrift z.B. auf die Handlung eines Generaldirektors einer

GmbH (was in etwa der Position eines Gesch�ftsf�hrers im
deutschen Recht entspricht) angewendet.21 Die Anwendung
dieser Vorschrift auf Angestellte ist ebenfalls unproblema-
tisch m�glich.22 Die Zurechnung kann allerdings dann ver-
neint werden, wenn der Angestellte gegen eine ausdr�ckli-
cheWeisung des Unternehmens handelte.23

VI. Verj�hrung der deliktischen Anspr�che

Gem. Art. 196 ZGB RF betr�gt die allgemeine Verj�hrungs-
frist drei Jahre. Gem. Art. 200 ZGB RF beginnt diese Frist
zu laufen mit dem Tag, an dem die Person von der Verlet-
zung ihrer Rechte Kenntnis erlangte.

Die Verletzung der Rechte einer Person, die durch einen Pro-
zessbetrug gesch�digt wurde, tritt in der Regel mit dessen
Vollendung ein. Dies ist in dem Zeitpunkt der Fall, in dem
die entsprechende gerichtliche Entscheidung in Kraft tritt.
Die Kenntnis von der Rechtsverletzung, d.h. von der Tatsa-
che, dass die Entscheidung auf einer Irref�hrung des Ge-
richts durch den Gegner beruht, liegt erst mit der Zustellung
dieser Entscheidung, insbesondere ihrer Begr�ndung vor.
Nach der ab 1. 9. 2013 geltenden Fassung des Art. 204 ZGB
RF wird durch die Einreichung der Klage die Verj�hrung f�r
die Dauer des Verfahrens gehemmt.

VII. Fazit

Das russische Recht l�sst einen zivilrechtlichen Schadenser-
satzanspruch aufgrund eines vorangegangenen Prozessbe-
trugs unter weniger strengen Voraussetzungen als das deut-
sche Recht zu. W�hrend das deutsche Recht f�r den Regel-
fall der deliktischen Haftung die Verletzung eines absolut
gesch�tzten Rechts verlangt (§ 823 Abs. 1 BGB), kann ein
deliktischer Schadensersatzanspruch nach dem russischen
Recht auch bei einem reinen Verm�gensschaden begr�ndet
sein. Ein Schadensersatzanspruch aufgrund des Prozessbe-
trugs k�nnte sich nach dem deutschen Recht zwar weiterhin
aus § 823 Abs. 2 oder § 826 BGB ergeben. Hierzu ist aber
die Verletzung eines Schutzgesetzes bzw. eine sittenwidrige
vors�tzliche Sch�digung erforderlich. Das russische Recht
l�sst die deliktische Haftung dagegen auch dann zu, wenn
das Verhalten des Sch�digers zwar rechtswidrig i.S.d.
Art. 1064 Punkt 1 ZGB RF ist, die Schwelle der Strafbarkeit
aber dennoch nicht erreicht. Ungekl�rt ist allerdings, wie die
Rechtswidrigkeit der Handlung in einem solchen Fall zu be-
stimmen ist. Die russische Rechtsprechung gibt hierzu im
Augenblick wenig Anhaltspunkte. Die Grenzziehung w�re

494 RIW 8/2019 Kurzynsky-Singer, Schadensersatz aufgrund eines Prozessbetrugs nach russischem Recht

18 Vom 14. 7. 2010 in der Sache Nr. 33–3668/10 (zitiert nach der Daten-
bank Garant).

19 Ausdr�cklich z.B.: Entscheidungen des Wirtschaftsgerichts des Nord-
Kaukasischen Bezirks vom 14. 5. 2015, Az. F08–2595/15 in der Sache
Nr. A32–22720/2013 und vom 26. 12. 2013, Az. F08–8495/13 in der
Sache Nr. A53–6887/2013; Entscheidung des Siebten Wirtschaftsappe-
lationsgerichts vom 29. 5. 2013, Az. 07AP-3606/13.

20 Entscheidungen des Wirtschaftsgerichts des Nord-Kaukasischen Be-
zirks vom 20. 5. 2013, Az. F08–2182/13 in der Sache Nr. A63–12112/
2012.

21 Entscheidung des Obersten Gerichts (Gerichtskollegium in Zivilsachen)
vom 15. 4. 2014, Az. 25–KG13–5.

22 Siehe folgende Entscheidungen: Entscheidung des F�deralen Wirt-
schaftsgerichts des Uraler Bezirks vom 17. 10. 2006, Az. F09–9220/
06–S4; Entscheidung des Dreizehnten Wirtschaftsappelationsgerichts
vom 18. 12. 2014, Az. 13AP-20776/14.

23 Entscheidung des F�deralen Wirtschaftsgerichts des Uraler Bezirks
vom 30. 3. 2009, Az. F09–1616/09–S6. In diesem Fall hatte der Mitar-
beiter Raubkopien von Microsoftprogrammen installiert, obwohl er eine
ausdr�ckliche Weisung des Arbeitgebers erhalten hatte, die lizensierten
Versionen zu verwenden.
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anhand von Grunds�tzen des russischen Zivil- und Zivilpro-
zessrechts zu bestimmen.

Als eine weitere Voraussetzung eines deliktischen Scha-
densersatzanspruchs ist gem. Art. 1064 ZGB RF das Vorlie-
gen eines Schadens erforderlich. Ein Schaden liegt vor,
wenn das Verm�gen des Gesch�digten durch ein unrechtm�-
ßiges Urteil in einem vorangegangenen Prozess gemindert
ist. Bei einem materiell richtigen Urteil w�rde der Schaden
entfallen.

Die Kausalit�t des rechtswidrigen Verhaltens des Sch�digers
f�r den Schaden wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass
der Schaden auf einer Entscheidung des Gerichts beruht und
dadurch lediglich eine mittelbare Kausalit�t vorliegt. Die
Kausalit�t ist vielmehr schon zu bejahen, wenn der Sch�di-
ger durch seine Handlung die Verantwortung f�r den weite-
ren Schaden �bernimmt.

Die Beweislast f�r das fehlende Verschulden liegt bei dem
Sch�diger. Das Verschulden der Mitarbeiter wird dem Ar-

beitgeber zugerechnet. Die Zurechnung kann allerdings ent-
fallen, wenn ein Mitarbeiter gegen ausdr�cklicheWeisungen
verstoßen hat.

L�nderreporte

Philipp Klose-Morero, Dipl.-Kfm., undMichael L�b, Rechtsanwalt, beide S¼o Paulo

L�nderreport Brasilien
I. Wirtschaftspolitischer Hintergrund

Seit 1. 1. 2019 ist die neue Regierung Bolsonaro im Amt.
Allein die Tatsache, dass die Arbeiterpartei PT, die 13 Jahre
lang die Regierungsverantwortung innehatte und f�r die
gr�ßte brasilianische Wirtschaftskrise aller Zeiten verant-
wortlich gemacht wird, nicht die Pr�sidentschaftswahl ge-
wonnen hat, hat das wirtschaftliche Klima positiv beein-
flusst. Die Kurse an der B�rse von S¼o Paulo sind unmittel-
bar gestiegen und der Dollarwechselkurs gefallen. Brasiliens
Unternehmer sind zun�chst erleichtert.

Bolsonaros Wahlerfolg ist neben der Verdrossenheit gegen-
�ber der linksgerichteten Regierung u.a. auf die Ernennung
Paulo Guedes als neuen Wirtschaftsminister zur�ckzuf�h-
ren. Der an der Chicago School of Economics promovierte
�konom und Investmentbanker ist bekannt f�r seine radikal
liberalen Ideen – z.B. die Privatisierung von Staatsunterneh-
men und Steuersenkungen. In der neuen Regierung wurde
das Wirtschaftsministerium mit anderen Ministerien und
Beh�rden zusammengelegt und so die Machtposition von
Paulo Guedes als „Superminister“ – wie er in Brasilien be-
zeichnet wird – gest�rkt. Das fand hohe Zustimmung unter
den Unternehmern. Zudem hat die Nominierung von Dr.
Sergio Moro – bekannt durch die Antikorruptionsbewegung
„Operation Lava Jato“ – als Justizminister zus�tzliche Hoff-
nung in eine kompetente Regierung gesch�rt. Allerdings

wird Sergio Moro jetzt vorgeworfen, er habe sich als Richter
mit der Staatsanwaltschaft abgesprochen. Der Ausgang die-
ses Skandals ist derzeit (Stand: Juni 2019) noch offen. Pr�si-
dent Jair Bolsonaro betont regelm�ßig, von Wirtschaftsthe-
men keine Ahnung zu haben, daf�r aber voll auf die Kompe-
tenz seines Superministers Paulo Guedes zu setzen, der eine
Verschlankung und Privatisierung des Staatsapparates sowie
die Umsetzung strategisch wichtiger struktureller Reformen
verteidigt.

2017 und 2018 waren Jahre der Stagnation bzw. Rezession
in Brasilien. F�r 2019 wird ein Zuwachs des BIP von rund
1,5% prognostiziert.

Die Inflation ist f�r s�damerikanische Verh�ltnisse weitge-
hend unter Kontrolle und wird f�r 2019 auf ein relativ
niedriges Niveau von unter 5% gesch�tzt (www.inflation
.eu). Die Arbeitslosigkeit verdoppelte sich im Laufe der
Rezession und lag 2018 noch immer bei ca. 12%. Der in
den Rezessionsjahren stark eingebrochene Privatkonsum
erholt sich nur langsam: Nach einem leichten Zuwachs
von rund 2% im Jahr 2018 wird der Privatkonsum 2019
nur um 1,3% zulegen. Das nach wie vor gr�ßte Problem
f�r Investitionen der Privatwirtschaft sind die hohen Zin-
sen und die restriktive Kreditvergabe. Der Leitzins (SE-
LIC) liegt derzeit bei 6,5%. Auch das ist im historischen
Vergleich niedrig. Die durchschnittlichen Kreditzinsen be-
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